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Sdiriftlldier Beridit 

des Verkehrsausschusses 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der EWG für eine 
Verordnung des Rats zur Verlängerung des Zeitraums, in dem 
die Verordnung Nr. 17 des Rats auf den Eisenbahn-, Straßen- 
und Binnenschiffsverkehr keine Anwendung findet 

— Drucksache V/10 — 


A. Bericht des Abgeordneten Wendelborn 


Der von der Bundesregierung gemäß Artikel 2 
Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Europäischen Atomgemeinschaft vorgelegte Vor- 
schlag für eine Verordnung des Rats zur Verlänge- 
rung des Zeitraums, in dem .die Verordnung Nr. 17 
des Rats auf den Eisenbahn-, Straßen- und Binnen- 
schiffsverkehr keine Anwendung findet — Druck- 
sache V/10 — , wurde vom Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages mit Schreiben vom 3. Dezem- 
ber 1965 an den Verkehrsausschuß federführend und 
an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen mitberatend überwiesen. Der Bericht soll 
rechtzeitig vor dem Plenum am 9. Dezember 1965 
vorgelegt werden. 

Die Verordnung Nr. 17 des EWG-Ministerrats 
(Durchführungsverordnung zu Artikel 85 — Verbot 
Wettbewerbs verhindernder Vereinbarungen — und 
Artikel 86 — Mißbrauch marktbeherrschender Stel- 
lung — des EWG-Vertrags) findet im Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnenschiffsverkehr bis zum 31. De- 
zember 1965 keine Anwendung, und zwar auf 
Grund der Verordnung Nr. 141 des EWG-Minister- 
rats. 

Die EWG-Kommission hat am 8. Juni 1964 einen 
Vorschlag für eine Verordnung des Rats über die 
Anwendung von Wettbewerbsregeln auf dem Ge- 


biet des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffs- 
verkehrs unterbreitet. Dort ist u. a. vorgesehen, 
daß der obengenannte in der Verordnung Nr. 141 
vorgesehene Termin vom 31. Dezember 1965 auf 
den 31. Dezember 1966 verschoben wird. Von die- 
sem Verordnungsvor schlag hat der Deutsche Bun- 
destag auf Empfehlung des Ausschusses für Ver- 
kehr, Post- und Fernmeldewesen vom 4. Novem- 
ber 1964 Kenntnis genommen. 

Die in dem Verordnungsentwurf vom 8. Juni 1964 
vorgesehenen Wettbewerbsregeln sollen „unter 
Berücksichtigung der Maßnahmen, die im Rahmen 
der gemeinsamen Verkehrspolitik erlassen werden 
können", beschlossen werden. Da der EWG-Miniister- 
rat diese Maßnahmen noch nicht festgelegt hat, soll 
auf Vorschlag der EWG-Kommission durch den vor- 
liegenden Verordnungsentwurf - Drucksache V/10 - 
der in der Verordnung Nr. 141 vorgesehene Termin 
vom 31. Dezember 1965 auf den 31. Dezember 1967 
verschoben werden. Die Bundesregierung sowie die 
Regierungen Frankreichs und Luxemburgs haben 
dem Verordnungsentwurf bereits im schriftlichen 
Verfahren zugestimmt. Mit der Zustimmung der 
Regierungen der anderen EWG-Mitgliedstaaten ist 
in Kürze zu rechnen. 

Der Verkehrsausschuß hat in seiner Sitzung vom 
8. Dezember 1965 in Übereinstimmung mit dem mit- 
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beratenden Ausschuß für Wirtschaft und Mittel- 
standsfragen beschlossen, dem Bundestag zu emp- 
fehlen, von dem Verordnungsentwurf Kenntnis zu 
nehmen. 


Bonn, den 8. Dezember 1965 


Wendelborn 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Vorschlag der Kommission der EWG für 
eine Verordnung des Rats zur Verlängerung des 
Zeitraums, in dem die Verordnung Nr. 17 des Rats 
auf den Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsver- 
kehr keine Anwendung findet — Drucksache V/10 — 
Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 8. Dezember 1965 


Der Verkehrsausschuß 

Börner Wendelborn 

Vorsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 12. Plenarsitzung am 9. Dezember 1965 



